
CHINA aktuell - 565 Juni 1999

7 China und die Korea- 

Gespräche

Die Beziehungen zwischen Nord- und 

Südkorea, die seit dem Koreakrieg von 

1950 fast permanent auf Hochspan­

nung waren, sind, wenn dies über­

haupt noch möglich ist, durch Ereig­

nisse vom Sommer 1999 ein weiteres 

Mal verschärft worden:

- Mitte Juni kam es im Gelben 

Meer zu Zusammenstößen zwi­

schen Kriegsschiffen beider Län­

der, die mit der Versenkung ei­

nes nordkoreanischen Torpedo­

boots vorerst beendet wurden.

- Überdies brachte der Norden am

20. Juni eine südkoreanische Tou­

ristin hinter Schloß und Rie­

gel, die an einer vom südkorea­

nischen Hyundai-Konzern organi­

sierten Reise teilnahm und die 

von den nordkoreanischen Behör­

den beschuldigt wurde, sie ha­

be einen örtlichen Reiseleiter zur 

Flucht in den Süden überreden 

wollen.

- Drittens aber ließ die nordkorea­

nische Seite die ursprünglich für 

den 21. Juni geplanten Gespräche 

scheitern, da eine von Südkorea 

zugesagte Lieferung von 22.000 t 

Kunstdünger bis dahin verabre­

dungswidrig noch nicht in Nord­

korea eingetroffen war: Es handel­

te sich hierbei um die erste Rate 

einer Gesamtlieferung von 200.000 

t Kunstdünger, mit deren Zusa­

ge sich Südkorea die Bereitschaft 

der Nordkoreaner zu Wiederverei­

nigungsgesprächen erkaufen wollte 

(XNA, 4. und 6.6.99).

Nachdem das Schiff schließlich doch 

eingetroffen war, wurden die Ge­

spräche am 22. Juni im Beijinger 

Kempinski-Hotel nachgeholt.

Im Anschluß an das Treffen teilte der 

südkoreanische Teilnehmer mit, daß 

vor allem die Themen „Konflikt im 

Gelben Meer“ und „Familienzusam­

menführungen“ behandelt worden sei­

en. Mit Familienzusammenführung ist 

die Wiedervereinigung von Familien 

gemeint, die durch den Koreakrieg vor 

nunmehr 49 Jahren auseinandergeris- 

sen worden sind.

Die nordkoreanische Delegation war 

bereits am 3. Juni in Beijing eingetrof­

fen, und zwar unter Führung des Prä­

sidenten der obersten Vollversamm­

lung, Kim Yong Nam.

Es handelte sich hier um den höchsten 

Besuch aus Nordkorea, seit der ver­

storbene Parteiführer Kim II Sung im 

Oktober 1991 nach Beijing gekommen 

war - zehn Monate, bevor die VRCh 

diplomatische Beziehungen mit Süd­

korea aufnahm und damit, wie Pyong- 

yang meinte, eine bewährte Freund­

schaftsbeziehung mutwillig zerbrach.

Die bis dahin so „unverbrüchliche 

Freundschaft“ zwischen Beijing und 

Pyongyang war 1992 in die Brüche ge­

gangen, als die VR China mit Süd­

korea diplomatische Beziehungen auf­

nahm. In den nachfolgenden Jahren 

kam es zu immer stärkeren Spannun­

gen zwischen beiden Nachbarn, die so­

gar militärische Aufmärsche zur Folge 

hatten. In der Zwischenzeit freilich hat 

China mehrmals den „Gang nach Ca­

nossa“ angetreten und sich den Nord­

koreanern dadurch wieder anzunä­

hern versucht, daß es Versprechun­

gen beträchtlichen materiellen Um­

fangs machte, auf die Nordkorea in sei­

ner wirtschaftlich katastrophalen Si­

tuation, vor allem seit Beginn der 

Hungerkrise im Jahre 1995, dringend 

angewiesen ist. Angeblich hat mittler­

weile Nordkoreas Führer, Kim Jong II, 

sogar eine Einladung zum Besuch der 

VR China angenommen.

Auch beim Besuch Kim Yong Nams 

ergriffen die chinesischen Spitzenpoli­

tiker jede Gelegenheit, um sich mit 

dem hohen Gast in Verbindung zu 

setzen und um von dem einst so 

freundschaftlichen Verhältnis zu ret­

ten, was noch zu retten ist (XNA, 

4.und 5.6.99).

Unter anderem versprach die VR Chi­

na den Nordkoreanern am 4. Juni, für 

das laufende Jahr 1999 150.000 t Ge­

treide und 400.0001 Koks bereitzustel­

len.

Beim Besuch Kims wurde erneut deut­

lich, wie schwer sich die chinesische 

Führung mit den Nordkoreanern tut. 

Auf der einen Seite haben sie ihnen ge­

genüber ein schlechtes Gewissen, auf 

der anderen Seite aber gilt es auch, da 

und dort ein ernstes Wort mit ihnen 

zu reden:

So gibt es beispielsweise zahlreiche 

Hungerflüchtlinge, die aus Nordkorea 

ins vergleichbar „wohlhabende“ Chi­

na hinüberfliehen. Die Zahlen wuch­

sen vor allem seit Beginn des Jah­

res 1999 so stark an, daß China sich 

gezwungen sah, bewaffnete Streitkräf­

te entlang der Grenze zu postieren. 

In der Tat mußte ein Sprecher des 

Außenministeriums bei der Pressekon­

ferenz am 4. Februar 1999 einräu­

men, daß „Bürger aus den Grenzgebie­

ten der Demokratischen Volksrepublik 

Korea aus verschiedenen Gründen in 

den letzten Jahren illegal nach China 

eingewandert sind. Wenn es zu derar­

tigen Situationen kommt, hat China 

stets angemessene Methoden ergriffen, 

um damit umzugehen. Aber streng­

genommen können derartige Personen 

nicht als Flüchtlinge bezeichnet wer­

den.“ (So BRu 1999, Nr.8, S.9.)

Ferner gilt es, bei Zusammenkünften 

mit nordkoreanischen Politikern im­

mer wieder darauf hinzuweisen, daß 

der Konflikt zwischen Nord und Süd 

im Interesse des Friedens und der Sta­

bilität auf der Koreanischen Halbinsel 

mit politischen Mitteln gelöst werden 

müsse (XNA, 16.6.99).

Die Gespräche zwischen den beiden 

koreanischen Delegationen vom 22. 

Juni sollten lediglich den Auftakt 

für die Fortsetzung der Vier-Parteien- 

Gespräche zwischen der VR China, 

den USA sowie Nord- und Südko­

rea bilden. Die Vierergespräche fin­

den erneut in Genf statt und mar­

kieren diesmal die sechste Runde seit 

1997. Zweck der Vierergespräche ist 

es, eine solide Basis für die endgülti­

ge Lösung des Konflikts auf der ko­

reanischen Halbinsel zu finden (XNA,

20.6.99).

Während Kim sich in China auf­

hielt, besuchte gleichzeitig der frühere 

Verteidigungsminister William Perry 

die Volksrepublik Korea. Es war dies 

der höchste amerikanische Besuch in 

Pyongyang seit dem Koreakrieg von 

1950-53. -we-

Innenpolitik

8 Jiang Zemin fordert politi­

sche Disziplin und lehnt um­

fassende Privatisierung ab

Partei- und Staatschef Jiang Zemin 

hat auf einem Forum zum 78. Jah­
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restag der KP -Gründung scharfe Kri­

tik an Parteifunktionären und Par­

teimitgliedern geübt, die ihre politi­

sche Orientierung verloren hätten und 

deshalb nur noch „persönliche Inter­

essen“ verfolgten oder sich „feudali­

stischem Aberglauben“ hingäben und 

am Endsieg des Kommunismus über 

den Kapitalismus zweifelten: Partei­

mitglieder müßten weiterhin am So­

zialismus und Kommunismus als poli­

tischer Grundüberzeugung festhalten. 

Zu diesem Zwecke sei eine umfassen­

de Ausrichtungsbewegung innerhalb 

der Partei notwendig, die der Schu­

lung in ideologischen Grundsatzfragen 

dienen soll: „Andernfalls wird unsere 

ideologische Front durch nicht-prole­

tarische Ideologien besetzt werden.“ 

(XNA, 30.6.1999; zur Ausrichtungsbe­

wegung siehe schon RMRB, 17.6.1999)

Mit deutlichen Worten wies Jiang die 

im westlichen Ausland und unter ei­

nem Teil der chinesischen Funktio­

närsschicht verbreitete Annahme zu­

rück, daß die VR China ein Pro­

gramm zur Privatisierung der Staats­

wirtschaft verfolge. Von einem Priva­

tisierungsprogramm könne keine Rede 

sein. Und die Fehler, die in der Re­

strukturierung des Staatssektors bis­

her gemacht worden seien - insbeson­

dere der wahllose Verkauf von kleine­

ren und mittleren Staatsunternehmen 

durch lokale Verwaltungen an private 

Investoren sowie der manipulative Ab­

fluß staatlicher Vermögenswerte in die 

Hände korrupter Funktionäre und Un­

ternehmensdirektoren - müßten nun 

konsequent abgestellt werden.

Die harten Worte Jiangs sind Aus­

druck der Sorge um einen fortschrei­

tenden politischen und ideologischen 

Kontrollverlust der Parteizentrale ge­

genüber eigenmächtig handelnden und 

korrupten Funktionären in Staatsver­

waltung und Staatsunternehmen. Ins­

besondere der ungebremste Trend zur 

„informellen Privatisierung“ staatli­

cher Vermögenswerte an offiziellen Be­

stimmungen und Kontrollen vorbei 

soll durch eine ideologische und orga­

nisatorische „Ausrichtung“ aufgehal­

ten werden. Solche maoistischen In­

strumente zur politischen Disziplinie­

rung haben jedoch im Laufe der Re­

formpolitik ihre Wirksamkeit erfah­

rungsgemäß weitgehend verloren, -hei-

9 Gedenkveranstaltungen zum

4. Juni von Sicherheitsorga­

nen verhindert - Dissidenten 

zu Haftstrafen verurteilt

Aufgrund eines massiven Sicherheits­

aufgebots und präventiver Maßnah­

men gegen aktive Dissidenten ist der 

zehnte Jahrestag des 4. Juni 1989 in 

der VR China ohne größere inoffiziel­

le Gedenkkundgebungen verlaufen. Im 

Vorfeld des Jahrestages hatten die Si­

cherheitsorgane bereits Schritte ein­

geleitet, um die Verbreitung unab­

hängiger Nachrichten zu unterbinden. 

Einige populäre Internet-Dienstleister 

mußten ihre politischen Nachrichten- 

und Kommunikationsseiten vorsorg­

lich schließen.

Nur in Hangzhou kamen 50 Menschen 

zusammen, um mit weißen Trauerbän­

dern in einem öffentlichen Park der 

Opfer des Militäreinsatzes gegen die 

Zivilbevölkerung zu gedenken. Polizei­

kräfte lösten diese Mahnwache auf und 

nahmen mehrere Teilnehmer fest. In 

den Wochen vor dem Jahrestag waren 

insgesamt bis zu einhundert Aktivi­

sten der innerchinesischen Opposition 

von der Polizei einbestellt, verwarnt 

und meist nach kurzer Zeit wieder auf 

freien Fuß gesetzt worden. (NYT und 

SCMP, 1.-4.6.1999)

Unmittelbar vor und nach dem Jah­

restag wurden politische Aktivisten, 

die in den vergangenen Jahren durch 

Kritik an politischen Mißständen in 

China hervorgetreten waren, zu mehr­

jährigen Haftstrafen verurteilt: Fang 

Jue, ein 44jähriger ehemaliger Par­

teifunktionär, der im letzten Jahr ei­

ne politische Reformschrift ins Aus­

land weitergegeben hatte, wurde we­

gen „illegaler geschäftlicher Tätigkei­

ten“ zu einer vierjährigen Haftstrafe 

verurteilt. Yu Feng, ein 37jähriger Fa­

brikarbeiter, der sich an Gründungs­

aktivitäten zur verbotenen Demokra­

tischen Partei Chinas in der Provinz 

Hebei beteiligt hatte, wurde offiziell 

wegen Umsturzversuchs angeklagt. Im 

Mai waren bereits Li Zhiyou (Pro­

vinz Guangxi), Liu Lixian (Beijing) 

und Zhang Youju (Hebei) wegen po­

litischer Aktivitäten im Zusammen­

hang mit der Demokratischen Partei 

Chinas zu drei- bis vierjährigen Frei­

heitsstrafen verurteilt worden. (NYT, 

11.6.1999) -hei-

10 Die Kommunistische Partei 

wächst weiter: 61 Millionen 

Mitglieder

Nach Angaben der ZK-Organisations­

abteilung (XNA, 28.6.1999) hatte die 

Kommunistische Partei Chinas auch 

im vergangenen Jahr einen beträcht­

lichen Mitgliederzuwachs zu verzeich­

nen: Ende 1998 umfaßte die Staats­

partei mit ihren 61 Millionen Mitglie­

dern rund 5% der chinesischen Bevöl­

kerung. 3,5 Millionen Basisorganisa­

tionen der Partei (Parteizellen, Basis­

komitees) sollen in Staatsorganen, Be­

trieben und sonstigen Organisationen 

bestanden haben.

Mitgliederprofil der KPCh

Gesamtzahl der

Mitglieder

61 Mio.

[100%]

weiblich 10,29 Mio. 

[16,9%]

ethnischen Minder­

heiten zugehörig

3,79 Mio.

[6,2%]

jünger als 35 Jahre 14,28 Mio. 

[23,4%]

jünger als 25 Jahre 2,86 Mio. 

[4,7%]

mit Oberschul-Ab­

schluß

29,19 Mio.

[47,9%]

mit Hochschul-Ab­

schluß

11,02 Mio.

[18,1%]

Arbeiter und

Bauern

30,17 Mio. 

[49,5%]

Fachpersonal (Indu­

strie- u. Dienst­

leistungssektor)

7,88 Mio. 

[12,9%]

Im Management 

von Unternehmen

Tätige

6,38 Mio.

[10,5%]

Funktionäre in Re­

gierung und Partei

5,57 Mio. 

[9,1%]

Stand: Ende 1998.

Quelle: Organisationsabteilung des

KP-Zentralkomitees, zit. nach XNA, 

28.6.1999.

Die anhaltend starken Mitgliederzu­

wächse in den neunziger Jahren sind 

ein Beleg dafür, daß die Staatspar­

tei weiterhin als wichtiges Vehikel 

für den Aufstieg in Beruf, Verwal­

tung und Wirtschaft angesehen wird. 

Auch wenn eine Parteimitgliedschaft 

von vielen Chinesen in erster Linie 

aus Opportunitätsgesichtspunkten an­

gestrebt wird, so besitzt die Partei 

doch immer noch eine Schlüsselfunk-






